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Zur vorläufigenBeherzigung.

(Aus N i e b u h r' s romischer Geschichte, Thl. I. p. 420 der 2tm Aufl.)

3« vielenZeiten und Orten, zwar in eigenthümlich
verschiedener,aber überall durchaus vergleichba-
rer Gestalt, hat sichin der Geschichteoft gezeigt—:
»ein Kampf zwischenGeschlechternund Gemeinde, der
letzten,die sichmündigund reif weiß, sichzu Berfas-
sung und Theilung der Gewalt zu erheben, jener, um
sie unterdrücktund dienstbarzu halten. Das Ringen
war ungleich, denn einer sich ausbreitenden,wachsen-
den Macht stand eineabgeschlossene,einschwindendeent-
gegen; auch hat nur, klug benutzt,ein zufälligerVor-
theil mit offenbarerGewalt, oder eine Kalamität, ge-
gen die Gemeindeden Ausschlaggegeben,wo es ge-
schehenist. Ein solcherSieg der Geschlechterwar das
Schlimmste,da sie alsdann immerausarteten, und un-
ter ihrer unbeschranktenGewalt das gemeineWesen
moralischund politischzu Grunde ging, wie es Nürn-
berg erfahren hat. Wo der Streit sichglimpflichschied,
durchVergleichund Gleichgewicht,da folgtenglückliche
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Zeiten, welchelange hätten dauern können, wenn es

der Aristokratiedarum zu thun gewesenwäre, sichver-

jungendfortzuleben,wahrendsie,zu einerOligarchiezu-

sammenschrumpfend,dem regen Lebengegenüberohn

machtig ward. Oft ist der Kampf mit großer

Wildheit geführt worden, wenn unbiegfame

Hoffahrt das Recht des Werdenden, des

schon Gewordenen, nicht einräumen wollte, ja

in ihren Anmaßungenstieg, je mehr sie sich hatte be-

schränkensollen; manchmalhingegengabendieGeschlech¬

ter fast ohne Widerstrebennach.'



(Gewisseund natürlicheFolgeeinesunvollendetenstaats-
gesellschaftlichenLebens ist es, daß allmahlig im Ge-
folge der Zeit Mißverhaltnisse, große Mißverhalt-
nissezwischenden einzelnenStänden eines Staates zu
einanderoderzu dessenOberhauptesicheinfinden. Auf
gewisse Theile der Staatsgenossenwird sich,bei dem
BestrebenAller, nachKräften nur immervon sich ab-
zuwalzen,eineunverh alt niß mäßige Last lagernmüs-
sen. Je überwiegenderdie Gewichteeines Standes,
destoabhangigerwird das ganze Getriebedes Staates
von diesemStande, destoausschließlicherfallt derGang

aller Staatsräder unter seinenEinfluß. Wo dies der
Fall ist — und es ist der Fall überall, wo dieGrund-
lagen vorzeitigerVerfassungüber ihre Zeit hinaus fest-
gehalten werden— müssenallgemeine Beschwerden,
einstimmigesVerlangennach Aufhebungdes drückenden
Uebergewichtslaut werden,und dieHauptquelle ei-

nes GesammtÜbels ist in jenenMißverhältnissenge-
funden, wenn es anders wahr ist, daß die verschiede-
nen Stande des Staates zu einanderin einemverhalt-
nißmäßigenGleichgewichtedes Einflussesauf das Ganze
stehensollen.
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In Meklenburg herrschensolcheMißverhältnisse
mit allen ihren nothwendigenFolgen- Sie bildenden
dasigenDruck.

Wenn hier von Druck die Rede ist, so begreift
Zeder, daß damit nichts Zufälliges, nicht jenes
mannigfacheUngemachgemeintsein kann, welchesin
Folge besondererSchickungenund Unglücksfälledie Ein-
zelnen heimsucht,und woran dieStaatsordnung keinen
Theil der Schuld hat; sondernnur gemeint sein solle
jenes Drangsal, dessenGrund in der Staatseinrich-
tung zu finden, und unter welchemganze Stände als
solche,hier zunächstBürger und Bauern, leiden, mit
einemWorte, vom Landesweheist hier die Rede, und
die Frage nach seinemGrunde und Heilmittel ist
dringlich.

Der ritterschaftliche Grundbesitzin Meklen-
bürg hat seinen Inhabern aus Gründen verflossener
Jahrhunderte, die langst nicht mehr Statt finden,eine
vorspringende Wichtigkeitanklebenlassen,nicht von
eigentlichennatürlichenRechts wegen, sondern wegen
der bloßen einseitigenFesthaltung an dem wurzellos
gewordenenBrauche der Borfahren, und hiermit hat
sichbeieinem,an Zahl der Gliedersehr geringenStan-
de ein Uebergewichterhalten, unter welchemdie leicht
schwankendeWage des staatsbürgerrechtlichenVerhält-
nisses der Stände falschgewordenist und noch fort-
leidet.

Aus diesemUebergewichtund der dadurcheinge-
tretenenUebelberathenheit der andern Stände flie-
ßendiemeklenburgischenStaatsübel, als aus ihremtief-
sten Grundquell. Auf diesemMißverhaltnißruht noch
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jetztdieStaatsverfassung,auf einer versunkenenGrund-
läge des Mittelalters.

Da nämlich im Mittelalter die gemeineFreiheit
theils in Lehnsdienstbarkeit,theils in eigentlicheUnfrei-
heit (oder sogenannteEigenhörigkeit,Leibeigenschaft)
umschlug,und nur Wenige durch beharrlichsteKraft,
mehr durchbegünstigendenZufall vor demStrudel des
Lehnswesenssichrettend in ihrem Allod sitzenbleiben
mochten,nichtberaubtderKroneallesLebens— derFrei¬
heit — damals singen auch in MeyenburgFürst und
Lehnsmannan, den Kern des Staates zu bilden,Jener
als Lenker,Dieser als Berather der Landessachen,fast
alle Andernausschließend.

Nun, da Krieg und Kriegsdienstpflicht,Geschäfte
des Friedens und Vermögensichlangeschonvon Grund
aus anders gestellthaben im Wolke, und darum nicht
minder auch das ganze Staatsleben, so ist Lehnswe-
sen langst untergegangen. Aber die Form, welchees
in den Staat brachte, oder besser, in welchees den
Staat brachte, stehet noch da, wesen-und sinnlos,
die zurückgebliebeneHülle eines abgestorbenenLebens,
zurückgebliebenwie um als Vermögensverlassenschaft
fortzuerbenauf die Nachkommenjenes Standes, aus
dem sie kam, da dochihre rechteStelle nur nochwäre
in den Gedenkbüchernder Geschichte,um als eine
zeitlicheBildungsform der Menschheitaufbehalten zu
werden.

Obgleichdie Zeit, nachdemsie wiederihren Um-
schlaggehalten,und dieNatur der Sache es so wollten,
daß mit dem Wesendes Lehns auch die Form unter-
gehe, welchedadurchin den Staat kam, wolltendoch
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die Nachkommender alten eigentlichenLehnsleutees
nichtso. Sie wollten dennochwohnen bleiben, und
behauptetensich in dem wesenlosenGeHause, und bei
den an die Leistungder Lehnspflichtenherkömmlichge-
knüpftenBortheilen und Gerechtsamen,obschonsichdas
Lehensband wesentlich aufgelöst hatte. Sie fuhren auch
fort, in dem alten Grade derAusschließlichkeitdie Lan-
dessachenzu berathen,Steuern zu bewilligen(und zwar
mehr aus dem VermögenAnderer,als aus ihrem eige-
nen) und überhauptallein die politischenRechteeines
Standes zu üben.

Demnach tritt der große Mißverhalt scharf ins
Auge, welcherunter die Stande des Landes getreten,
ein Uebel, das mit dem Lehnswesenempfangen,aus
ihm geboren,mit seinerAuflösungvöllig erwachsener-
scheint. Dadurch und daher der immerfühlbarerwer-
dende Druck des Bürgers und Bauers, welchener
aus natürlichem Drange aufzuhebentrachtet,und
welcher,durchdas ganzeVolkslebenempfunden,Schuld
hat an den Störungen des gesundenLebenspulsschla-
ges.

Im Wesendes Menschenliegt das Trachten nach
AufhebungeinesunverhaltnißmäßigenDrucks. Es tritt
diesesBestrebenüberall von selbstein, ohne einerAuf-
regung zu bedürfen. Bürger und Bauern Meklen-
burgs haben auch getrachtet, einzelnin einzelnenFal-
len, mit Sachwaltern und ohne Sachwalter, aus vol-
len Kräften, aber erfolglosim Ganzen und für
das Ganze. Gelingt es Diesem und Jenem, sich
aufzurichtenunter dem Drucke, so fällt dochmeistder
Theil der Last, den er von sichzu lehnenwußte, auf
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Seite jenerStände wiederzurück,wohin sichnun ein-
mal der Lastendruckgeneigthat. Der bisherigeWeg,
das Suppliziren Einzelnerhin und her, das Kämpfen
der Einzelnen in ihren Beschwernissen,ist nach Er-
fahrung und Natur der Sache, nicht der rechteWeg,
wie den bedrängtenStanden und dadurchauch allen
Einzelnenfür Gegenwartund Zukunft geholfenwerde.
Hülfe in einzelnenFällen bei Gebrechen,daran das
Grundverhaltnißder Stände leidet, ist oberflach-
liche Heilung, und verstopftdie unversieglicheQuelle
der immer wiederkehrendenUebelnicht. Der Grund
wird gehobenwerdenmüssen.— Die Alten beruhigen
sich leicht bei dem Tröste: --ihreZeit gehe noch wol
hin!-- Indessen pflegt man doch auch für die Kom-
Mendenzu pflanzen. Die Jüngern, deren sogenannte
--besteFahre-- nochkommensollen, können sich nicht
so leichtberuhigen,so langenochMittel übrig, die Ab-
stellungder siebedrückendenUebelstandedurchEntfernung
ihres Grundes einzuleitenund durchzuführen.

Der Gang der Rede führt hier auf das Mit-
tel zur Hebung aller möglicherweiseheilbarenStaats-
übel, welcheals Ausflüsseaus einem Grundübel, dem
gestörtenGleichgewichteder Landesstände,vorhin be-
zeichnetworden sind. — DiesesHeilmittel liegt aber
in einer Standeversammlung.

Meklenburgs bisheriger Landtag ist keine Land-
ständeversammlungim wahren Sinne des Worts und,
nachdemBedürfnißundGeistederGegenwart,nichtaus-
reichendfür uns, der heutigenLagealler unsererStaats-
Verhältnisse,der Stellung der verschiedenen,jetzt vor-
handenen Stande zu einander (sowol in Bezug auf
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natürlichesRecht,als auf geistigeund Vermögenskräfte)
unangemessen.Es ist keinLandtag,auf welchemvon
den Standen des Landes Abgeordnete erscheinen
nach Wunschund Wahl dieserStände. An eine Art
des Grundbesitzthums ist noch heute ausschließlich
das Recht der Landstandschaft,und damit auch der
staatsbürgerlichenMündigkeitund Freiheit, in Meklen-
bürg gekettet,wenn auch lange schonnebender Ritter-
schastein freier Bürgerstand in den Städten erwach-
sen, und endlichauch ein freier Bauernstandaus den
alten Fesselnerlöst wordenist. Schon seit langerZeit
erhebendiesebeidenletzternStände in Meyenburgihre
Ansprücheauf die ihnen gebührendeGeltung im Staate
vergeblich,und zur Zeit ist es nochnicht erlaubt, sie
als Land stände in dem Sinne zu verstehen,daß sie
auf dem Landtage durch Abgeordneteerschienen. In
dieserBedeutunggelten dieseStände nicht als Stän-
de *). Neue Verhältnisseaber, die durchdie Fügun-
gen der Zeit in der Geschichteein Lebengewonnenha-
ben, erwarten, gleichdemAlten, ihre gesetzlicheAner-
kennungim Staate, und lassensichebenso wenigver-
läugnen, als neue Schöpfungenund Erfindungendes
Geistes,oder jede andereErweiterungmenschlicherBil-
dung, ohne das Ganze in Stockung und Erstarrung
zu bringen, und gar, wo sie gewaltsamniedergehalten
werden, brechensie sich aus innerer Notwendigkeit

*) Bisweilennennt man heute auch»Landstand«einenDeputirten,
der dochnur einesLandstandesVertreter, oder, wo nicht nach
Ständen, sondernnach einem gewissenSteuerbetrage gewählt
wird, der Vertreter einerOligarchievon Reichenist. Dies nur
als Nebenbemerkungfür einengeläufigenIrrthum.
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Bahn. So wird doch endlichnothwendigsein, diese
beidenStände des Landes, was sie dochin Wahrheit
und Wirklichkeitsind, auch aus den Versammlungen
des Landes, den Landtagen,standesgemäß, in glei-
chemRecht wie die Andern, erscheinenzu lassen. Bei
AnsprüchennatürlicherNotwendigkeit können Billig¬
keitsansprüchehier verschwiegenbleiben, welchediese
Stande gründen dürfen auf Pflichtleistungengegenden
Staat, die sich mit den Wandlungen der Zeit vom
frühernHauptstande,dem Adel, ganz auf sie abgekehrt
haben, wie Kriegsdienstpflicht,oder doch hauptsachlich
auf sie herübergekommensind, wie die Steuerpflicht
u. s. w.

Wer den Schatten für das Wesen nehmenwill,
mag sagen,der Stand derBürger werdevertretendurch
die Bürgermeisterder Städte, der Bauern ein großer
Theil sei aber in der EigenschaftsogenannterHinter-
sassenvertreten durch die Besitzerdes ritterschastlichen
Grundeigenthums,mit welchemman dieLandstandschaft
zu verbindengewohntist. Das ist keinewahre Ver-
tretung eines Standes. Die Bürgermeisterstehen zu
ihren Bürgern, als denen sie meist von Oben her
gesetzt sind, in einerArt von vogtlichem Verhält-
nisse. In Folge dieserVogtei könnendie Bürger selbst,
aus ihrer freienWahl, keineVertreterzumjetzigenLand-
tage abordnen,denn ebender Stadtvorgesetztedes Lan-
desHerrnist als solcherschonzugleichan den Landtag
gesetztfür die Bürger, und vom Landesherrnselbst,um
vor diesem, obwolein Diener desselben,die Interessen
der Bürger wahrzunehmen. Nur etwa drei freiere
Städte wählen ihre Bürgermeisterselbst,und unter die-
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feit sendetWismar sogar keinenVertreter,weil sie un-
ter dem Titel einerVerpfändungvon Schwedenwieder
in den Besitz von Meklenburg-Schweringekommenist.
— Noch übler steht es um die Hintersassenund ihre
Vertretung. Ihr Interesse wird stets in den Hinter-
grund treten müssen. Immer aber, auch beim besten
Streben, kann der heutigeLandtag nicht, wie er soll,
eine Versammlungdes Landesdarstellenund als vol-
les Organ desselbengelten, so lange einem großen
Theile der Staatsbürger zu Stadt und Land selbst
auch der Schatten einerVertretung fehlt. Wer wollte
aber laugnen, daß eine wahrhafteVersammlungaller
Stände, durch frei berufeneVertreter, in Meklenburg
hoch an der Zeit sei, wenn er die Leidenund Gebre-
chendes Landeskennt und bedenkt? Oder wer möchte
eine höhere Zeit, oder die höchste abwarten?

Mit dem neuenvollkommnerenLandtagewird erst
das Mißverhaltnißunter den Standen des Landes,das
alte Urübel im Staate, schwinden,und mit ihm alle
seinegrundbösenFolgen, so viele ihrer sind, eine nach
der andern.

Ohne in diesenwenigenBlättern, die hauptsäch-
lich die HervorhebungobigenMißverhältnissesbezweck-
ten, schonnäher einzugehenin die Frage, nach welchen
besondern Gesetzenein solcherneuerLandtag für Mek-
lenburg am zweckmäßigstenzu organisirensei? — ob
gegenüber dem Adelstande ein von ihm gesonder-
tes Haus der Gemeinen, d. h, des Bürger- und
Bauernstandes, zu errichten?oder ob diese Trennung
nicht vorzunehmensei? wofür wol vieleGründesprechen
möchten; oder aber ob gesammteStände, regelmäßig
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geschiedenin zweiKammern, in gewissenFallen zu ei-
ner einzigenzu vereinigenseien? ferner, nach welchen
Gesetzendie Wahlenzu richten?welcheGrenzenzwischen
denverschiedenenStanden festzustellen?und welchesWer-
hältniß derselbenauf dem Landtagezu einanderanzu-
nehmen?u. s. w, u. s. w. — ohne auf diesesAllesge-
nauer einzugehn,soll hier nochder leitende Grund-
sah ausgedrücktwerden, nämlich: Selbständigkeit
und Ebenmaß in der Vertretung der ganzen
Staatsgemeinde, — jene,dieSelbständigkeit,zunächst
hervorgehendaus Eigenwahl der Vertreter von
Seiten derer,welcherepräsentirtwerdensollen,— dieses,
das Ebenmaß, nur erreichbardurch eine schickliche,
das Gleichgewicht der verschiedenen Stände
bezweckende Vertheilung ihres Einflusses auf
das Ganze, nach Maßgabe ihrer Bedeutung,
und ohne Verringerung der Vollwichtigkeit
eines jeden.

Wenn aus demGesagten,für die beidenso höchst
wichtigen,bisher aber nochunvertretenenStände Mek-
lenburgs, das Recht und die natürlicheNotwendigkeit
folgt, endlich auch gesetzlichanerkannt und dadurch
staatsbürgerrechtlichgleichgestelltzu werdenmit dem rit-
terschastlichenStande, so ist das nächsteErforderniß
eine öffentliche Urkunde, worin diesegesetzliche
Anerkennungund Gleichstellungausgesprochenund ge-
sichertwird. Wie die bisherigeUnterlagedes meklen-
burgischenStaates, in der ausschließlichenAnerkennung
des Standes der Lehnsleute, eine versunkeneund
schwacheist, weil die alte Welt, darin dieserin Wahr-
heit noch allein der kräftigsteund edelsteTheil des
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Volkes war, langst mit allen ihren Verhaltnissenun-
tergegangen, so wird diese neue Verfassungsurkunde
nach dem Bedürfnissedes heutigenVolkslebens eine
breite Basis und ein fruchtbarerBoden zu künftiger
Lebensentwickelungaller Bestandtheiledes Ganzensein.
Zunächstdadurch würde nichtsverändertin dem recht-
lichenVerhältnissedes Landesherrnzu seinenUntertha-
nen, nur in der Maße, wie dieseszur Zeit besteht
zwischendemLandesherrnund der bisher allein standes-
mäßig anerkanntenRitterschaft,würdendessenauch die
übrigen Stande theilhaftig werden. Nur ein Grund-
gesetz, das alle Stande rechtlich gleich billig
würdigt und sichert, als nothwendigzu erweisen,
lag in der AbsichtdieserBlätter, und davon wird die
an sich allerdings wichtigeFrage nicht berührt (als
welche erst von versammelten Ständen behandelt
werdenkann), ob das bestehendeVerhältnißdes Staats-
oberhauptszu den ständischvertretenenStaatsuntertha-
nen, oder der Gang, welchendie Lebensthatigkeitin
Haupt und Gliedernzu befolgenhat, also gestaltetsei,
daß darin der möglicheGrad einer glücklichenLebens-
cntwicklungdes Ganzen erreichtwerde? Gegenstände
also, wie Verantwortlichkeitder Ministeru. s. w., sin-
den hier ebenso wenig ihre Erörterung, als die nicht
minder nahe liegendeFrage unter Anderm, ob die
VerhandlungenversammelterStandevertreter öffentlich
vor beiwohnendenKommittentengepflogen?und ob fer-
ner auch eine öffentliche,freie Mitteilung über diesel¬
ben, wie über alle andereLandesangelegenheiten,durch
die Pressegestattetwerdenmöge? Alles dies, worüber,
trotz manchesStreites, die öffentlicheMeinung nicht
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zweifelhaftist, gehört unmittelbar nochkeineswegs
in die neue Berfassungsurkunde,wodurchBürger- und
Bauernstand als Stände des Landes, gleichwieder
Ritterstand gesetzlichanerkannt werden müssen, aller-
dings aber möchtees wol unter den erstenBerathun-
gen der versammeltenStande sein.

Von Allen, welcheauf das meklenburgischeGc-
sammtlebenaufmerkten, ist mit der Quelle des allge-
meinenNebels auch die Quelle der Heilung lange er-
kannt worden, lange vor dieserZeit. Das hier be-
rührte Bedürfniß eines neuen, vollständigen Land-
tages ist aber auch von der großen Menge der
Meklenburgernicht erst gesternempfundenworden. In
einem so hohen Grade, als heutigesTags, ist es in-
dessennoch nie zuvor fühlbar geworden. Erklärlich:
ein Bedürfniß von so tiefer Notwendigkeit kann unter
allen Zeitumstandennur wachsen, wird endlichNoth,
und erreichtden Wendepunkt. Was auch eingewendet
wird, das Bedürfnißwird höher, als jede Einwendung.
Nun ist die Zeitlageder Art, daß es zur erstenNoth
wird, die gekehrtwerdenmuß.

Die Gemeinen, d. h. die ganzeZahl der Ein-
wohner Meyenburgs, welchenicht dem Adelstandean-
gehören,sind im allinnerstenBewußtseinvon dem Ge-
fühle durchdrungen,daß ihr Stand, der eigentliche
Nähr- und Wehrstand in heutiger Zeit, die
großeMenge des Volks, im Staate unverhältnißmäßig
gewürdigetwerde, nicht mitzähle und nicht mitstimme
in den Berathungen des Landeswohles. Sie tragen
dies unmittelbareBewußtseinder Nichtwürdigungund
der Ungewichtigkeit,die ihnen im Staate beigelegt
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wird, und der Folgen hievon, schmerzlichmit sichum-
her, welchesder im engern Sinne so genanntege-
meineMann, nicht gewohntund nicht gelehrt,sichin
den Formen entwickelterBegriffe zu bewegen,schlecht-
hin durch den Satz ausgedrückt,»der gemeineMann
wird nicht astimirt,« oder: »der gemeineMann wird
nichtgehört, kann nicht zu Recht, nichtzu Worte kom-
mm« — eine Klage, schweran Inhalt und von wei-
tem Umfange, weitaus die lauteste und allgemeinste,
welchegehört wird, wo man geht und kommt.

Leute,die Umfang,Inhalt und wahre Bedeutung
dieserBeschwerdenicht kennen, oder übelwollendver-
kennen,mögenentgegnen,der Weg Rechtenssteheauch
in Meyenburg dem Allerniedrigstengegen den Aller-
höchstenoffen,wiees dennkeinenchristlichenStaat gibt,
wo das nicht wäre; nur da und dort ist dieserWeg
nicht gleichgerade, eben und einfach,und daher auch
der Erfolg in etwas anders; auch mögen sie sagen:
Jedermann habe Theil an der staatsbürgerlichenEhre
(existimatio civilis). Das ist aber klarlich ein Miß-
verstandnißjener gang und gebenRedensart oderMiß-
deutung,und hingegenverstehenauch die Gemeinenim
weitern, eigentlichenSinne des Worts dieseSprache
ihrer Geringstenrechtwohl. Und wenn auch den un-
terstenGliedern eine begrifflich entwickelte Ein-
ficht in die Quelle der Gebrechendes meklenburgischen
Staatslebens mangelt — wogegen das Gefühl davon
desto lebendigerund ebenso der Trieb auf den Weg
zur Hülfe bei ihnen von doppelterStarke ist —, so
muß man dochvon dem Stande der Gemeinen(des
Nicht-Adels)behaupten,daß in ihm nichtnur das un¬
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mittelbareGefühl von demQuelle alles Uebelsvorhan-
den ist, sondern sichauch mit voller Deutlichkeitund
Bestimmtheitdes Begriffes äußert, zwar nicht immer
in der Schrift, sondern,wo es erlaubt ist, im taglichen
Leben. Es war auch nicht die Meinung und Absicht
bei mir, daß der Stand der Gemeinendurch diese
meineWorte allererstEinsichtin das nächsteund höch-
ste Bedürfniß Meklenburgsgewinnensolle. Die Ein-
ficht der Einsichtigenmehr zn beleben, und den min-
der Einsichtigenmehr Klarheit zu geben, schiennoth-
wendigund ist Zweck.

So lange eine Grundverkehrtheitder gerügten
Art in der Standeordnung eines Landesherrscht, zeh¬
ret ein Siechthum am Herzendes Staatskörpers, wel-
ches von hier aus lahmend und ermattend in alle
Verzweigungender Lebenswerkzeugeübergeht,und nicht
allein die freie Entwicklungder Fähigkeiten des Bo-
dens wie des menschlichenLebens zurückhält, sondern
auch, in endloserFortsetzung,Leiden und Kümmernisse
über Einzelne, über Familien und Gemeindenbringt.
Die besondernFalle aufzuzählen, die mehr oder weni-
ger mittelbar durchsolcheMißverhältnisseimmer veran-
laßt werden, bleibt überall unmöglich;aber Belastung
des Grundeigenthumsund seinerKultur, Erschwerung
des Handels und Wandels, Darniederliegender Künste
und Gewerbeund unzähligeandereSchäden sind noth-
wendige und dauerndeFolgen, derenspezielleGründe
nur rechtzur Sprache kommen,rechterkannt und recht
geheiltwerdenkönnen, wenn die Stände, in deren Le-
benskreisesie besonderswalten, endlichselbstdurchfreie
Vertretung einmal an den Berathungen des Landes-
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WohlsTheil haben. Denn wo der Druck ist, wird
der Gedrückteselbstam richtigstenzu bezeichnenwissen,
so wie der Kranke allein richtig die Gegend, wo die
Krankheit den Sitz habe, dem Ärzte andeuten kann.
Um allgemeineBeschwerden,welchevom Bolk empfun-
den werden,zu hebenoder zu lindern, wird das Bolk
erst selbstsagenmüssen,wo ihm das Uebelsitzt,es ste-
cke nun in Nahrungslosigkeit,Mangel an Obdach,
Hemmung der vollen Freizügigkeit,Zöllen, Steuern,
Sporteln, Frohnden, Zins, Schoß, Zehnten, Zünften,
Kriegsdienstpflichtoder sonstiger Dienstbarkeit, oder
Zwangspflicht, in Prozessenund im Rechtswesenüber-
Haupt, oder wo es sonst empfundenwerdenmöge. Es
wird sich der Einzelnenicht vermessenwollen, überall
in die-einzelnenMangel einzublicken,nochweniger,an-
zusagen,wie man sie abstelle. Das ist eben erst den
versammelten Ständen vorbehalten, und -deren
Sache. Bon ihnen aus wird jedes einzelneUebel,wo
es wirklichanzutreffen,dieHülfe, wo und wie siemög-
lich, bezeichnetwerden. Dorther wird auch jedesBe¬
dürfnis so weit es von Oben herab nicht erkannt
worden ist und erkannt werden kann, in Anregezu
bringen sein; denn von der Höhe sieht man die je
niedrigerenGegenstandeje undeutlicher,und die unter-
sten und kleinstenverschwindenwol ganzlich.So lange
es also an der Versammlungder Landständegebricht,
gebrichtes den Gebrechenan Mitteln der wahren Hei-
lung, und eine Mitberathung und Mitbefchlußnahme
aller Stände in Allem,was des LandesWohl und
Wehe berührt, muß daher der Grund und Ecksteinei-
nes neuen,gesunderenStaatslebens sein



19

Das landesherrliche Streben für das Wohl-
ergehender Unterthanen,so edelund warm seineQuelle,
kann sichnicht im völlig freien, auf Alle mit gleicher
LiebeherabwirkendenObwalten bethätigen,so lange es
an einemOrgane mangelt, durch welchesdie wahren
Gesammtwünscheund Bedürfnisseam allerhöchstenOrte
vernommenwerdenkönnen, und welcheseben in einer
Versammlungaller Stande ins Dasein tritt.

Sicherlichist die Segensfülle, welcheaus einer
wahren Versammlungder Landständequillet, in dem-
selben Grade unbegrenzt,als die Summe der Nach-
theile, die aus der bisher unvollkommenenstandischen
Verfassung hervorgehen,unermeßlichist. Denn die
Wirkungen dieses hauptsächlichstenund allgemeinsten
Staatsorganes, des Landtages, wachsenund wuchern
fort und fort in unmittelbarenund mittelbarenFolgen,
eben so gut als bös, je nachdemseine Verfassung
mehr oder minder treu den Zeitverhältnissenentspricht.
So wenig es hier versuchtwerdensollte, alle aus der
gegenwartigenGestalt diesesOrgans herzuleitendenGe-
brechenzu zählen, ebenso wenig ist es dieAbsicht,die
Folgen einer bessernGestaltungdesselbenzu berechnen;
aber unter den allgemeinerenWirkungenwird die auf
die sittlicheErhebung und Bildung des Volkslebens
nicht die unbedeutendstesein, wenn nicht die bedeutend-
ste, weil nur hierdurchFortdauer und Wachsthumder
guten Folgen sicherverbürgt ist.

Es ist nämlicheine häufige Klage, so daß man
fast müde wird, sie zu wiederholen,über Mangel an
Gemeinsinn,über Selbstsuchtund Eigennutz, der sich
auf Kosten,nichtgeradederNachbaren,aber derStadt-

2 *
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oder der Staatsgemeinde, zu bevortheilensucht: al-
lerdings ein krebsartigerSchaden, indem die Bürger
selbstan demVerderbendes Ganzen,und dadurchmit-
telbar an ihrem eignenschaffen! Aber diesesblinde
Selbftverderben ist immer, wo es so allgemeinist,
als man klagt, nur Folge eines verkehrtenVerhältnis-
ses der Glieder in dieserGemeindezu einander. Wo-
her soll denn auch Sinn und Liebe, ja Aufopferung
für eine Staatsgemeinschaftkommen,bei denen,welche
die hintangesetztenGlieder derselbensind, welchefür
ihre Leidenund Bedürfnissenicht eine mit jedemAn-
dem gleichmaßige Fürsorgeund Abhülfefinden, und
noch vorzugsweisealle Lasten und Beschwerungender
Gemeinschafttragen? Sind die hintangesetztenGlie-
der, welchegar nicht ihre geziemendeGeltung, d. h.
ihre gesetzlicheAnerkennungder freien Genossenschaft,
gewinnenkönnen, nichtvielmehrausgeschlossenvon die-
sem Gemeinwesen,für das man sie beschuldigt,keine
Empfindungzu haben? Diesenunfreien Gliedernist
der Staat selber ein feindliches,selbstsüchtigesWesen,
dem sie nur Zwangsleistungenund Steuerfrohndenzu
zollenglauben,und sichdarum überallauf jede ersinn-
licheWeise zu entschädigensuchen,weil sie sichnicht
in einemStande des Rechts, sondernin einemStan-
de der Gewalt diesemVerhältniß unterworfenvermei-
nen. Gebt ihnen wahren Antheil an der Gemein-
schaftim Staate, das wahre Bürgerrecht, so wird
auch Gefühl und LiebederGemeinschaft,Staatsbürger-
sinn und Staatsbürgertugendvorhandensein, und wie
das frühereVerhältniß destoverderblicherwar, je grö-
per die Klasse der zurückgesetztenStaatsgenossenwar,
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so wird in demselbenMaße die Herstellungdes natür-
lichenVerhältnissesund Gleichgewichtsgedeihlichund
heilbringendsein. Alle Kräfte, die einst wider den
Staat waren, werdennun für ihn sein, weil er ihre
eigeneSache geworden. Endlichist auch keinZweifel,
wenn in MeklenburgBürger und Bauern sich als
Stände im Ganzenanerkannt,und durchfrei gewählte
Vertreter ihre besonderenStandesverhältnisseauf dem
Landtage berathen sehen, daß sie dann auch wieder
bessernMuth fassenwerden,wie eben dieseStände im
übrigenDeutschlande. Es ist die Grundfesteeines, al-
len Verkehr und jede Thätigkeit neu belebendenVer-
trauens und dauernderZufriedenheit,wenn in eines
Jeden Gemüthe die Hoffnung bessererZukunft ist.
Und dieHoffnung,die wir hier meinen,ist keineeitle.
Die Ueberzeugungdes einzelnenStandes, daß seine
wichtigstenAnliegenmit Besonnenheit,Kraft und Ein-
ficht vertreten, und, was des LandesNoth und Recht
ist, besprochenwerde, daß auf jeden Stand nicht mehr
Last gebürdetwerde, als er zu tragen vermag, um
wohl zu stehenin seinerArt, und als das Staatsbe-
dürsniß unumgänglicherheischt,dieseUeberzeugung—
halten wir mit Recht dafür — wird in allen Einzel-
nen den vertrauendenGlauben an einenFortgang zum
Bessernerwecken,und wird durchdie Erfolgeder Lan-
desberathungenbewährt und gestärkt. Die Thätigkeit,
welchedadurch in jedes Hausvaters Tagewerk,in alle
Werkstatteneintritt, die Sicherheit, welchesich allem
Handel und Wandelmittheilt, sindan und für sichschon
der Boden eines neuenLebens.

Wenn es also unbedenklichist, daß die mancher¬
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lei UebelständeMeyenburgs, wie sie auch Namen ha-
den, ihren hauptsachlichenund tiefstenGrund in dem
Mangel einer wahren Vertretung aller Stände finden,
so ist auch ein neuerLandtag in der oben bezeichneten
Art, als das Hauptmittel ihrer Hebung und der Be-
förderungeines glücklichernWolkslebens,ein unab-
weisbares Landesbedürfniß. Nicht etwa, weil
in den freiem ReichenEuropa's auch der Bürger und
Bauer auf dem Reichstagevertreten ist; nicht etwa,
weil die andern Staaten des deutschenBundes, theils
in unsern Tagen von der Notwendigkeit repräsenta¬
tiver Verfassungenüberzeugtworden,theils schonlängst
mit dem BeispielebessererständischerVertretung vor-
angegangensind; selbstnicht einmal, weil der13. Art.
der deutschenBundesakte allen deutschenLandenein
Recht auf landständifcheVerfassung, was dochdie je-
tzige meklenburgifchein Wahrheit schwerlichsein will,
urkundlichgesicherthat — also nicht des Beispielsund
selbst nicht des positivenRechts wegen muß Meklen-
bürg eine wahre Standeversammlungerhalten, sondern
weil die Roth ruft, welchehöher ist, als alle diese
Gründe, und, wo sie den Gipfel ersteigt, auch in der
GeschichteunsrerTage die alte weltgeschichtlicheWahr¬
heit beweist, daß sie keine Gebote hat — ein fak¬
tischerBeweis des Bedürfnisses,welchenkein Menschen-
freund erwartenmag.

Gegen die Einführung eines neuenLandtagesin
MeklenburgwerdensichvielleichtEinwendungenerheben.
Stimmen mögen laut werden, welcheden gegenwarti-
gen Zustand seligpreisen;andre, welchedurchdenVor-
wand, die Zusammenberufungund der Fortbestandei¬
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nes Landtagesim neuernSinne sei mit zu großenKo-
sten verknüpft,die Gemütherbethörenmöchten,als ob
die Kostender Arzeneizu theuer sein könntenfür die
Herstellung eines siechenLebens; noch andre, welche
meinenwerden ês sei jetzt nichtder schicklicheZeitpunkt,
die Gegenwartsei zu aufgeregt, man möge die Sache
auf ruhigereZeiten verschiebenu. s. w. Die Wahrheit
wird sichdurchsolcheund andre, vielleichtwunderlichere
Ansichten, nicht irren lassen, und das Bedürfniß sich
nicht verlaugnen. Etwanige künftigeEinwendungenzu
bevorantworten, liegt uns nicht ob. Sie werdenihre
Aufnahmefinden, je nachdemsie sein werden. Hier ist
zunächstnochandre Sorge.

Es fragt sichnämlich, auf welchem Wege zu
bewirken,daß eine Standeversammlungnach dem Er-
forderniß der heutigen VerhältnisseMeklenburgsins
Lebentrete?

Dem Einzelnen steht es zwar zu, zu wirken,
daß man aufmerkeauf einen erkanntenWeg zur Ge-
meinwohlfahrt;für die Gesammtheit der Bedürf-
tigen ziemt es sichzunächstaber, zu suchen,daß die-
ser Weg ihr eröffnetund grundgesetzlichgesichertwerde.
Jetzt ziemtes sichaber allermeistfür sie, da dieEin-
ficht in das Bedürfniß der Zeit in ihnen und den
Wohlwollendenaller Stande eine recht lebendigeist.
Die das Bedürfniß haben und die es aussprechensol-
len, sind nun der Bürger- und Bauernstand. Da aber
Beide, als Stand des ganzenLandes, kein Band der
Vereinigung, noch auch ein beständigesOrgan haben,
so wäre es ebenso schwierig,als es durchausnicht er-
forderlichist, daß sammtliche Stadt- und Landge¬
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meinden zur Abfassungeiner zweckdienlichenPetitions-
schristund deren Überreichungan die allerdurchlauch-
tigsten Großherzögemitwirkten. Es genügt, alles Er-
achtens,vielmehr, wenn einigeder größernStadtbür-
gerschasten,jede für sich, mit dem gehörigbegründeten
Gesucheeinkommen,denn an Nachfolgernwird es dem
erstenGesuchwahrlichnicht fehlen, und ein gleichzeiti-
ges Einreichenderselbenwürde mit zu vielemZeitauf-
wände verbundensein. DiesesGesuchder Städter, um
Zulassungfrei gewählterAbgeordnetenihres Standes
zur meklenburgischenStändeversammlung, könntefüg-
lich für denBauernstanddie gleicheBitte mit einschlie-
ßen, denn die Sache beiderStände ist eine gemein-
schaftlicheund hat gleichenGrund, weswegensie nicht
getrennt werdendarf. Für die dem Bauernstandean-
gehörige, zerstreuteLandbewohnerschaftwäre auch eine
besondereVereinigung zum genanntenZweckbei Wei-
tem mühsamerund unthunlicher.

Sollte eine einzelneBürgergemeindewol Beden-
ken finden, für ein Bedürfniß Aller sichzu verwenden?
Denn allerdings dürfte keine einzelneGemeindebloß
für sich eine bessereVertretung in Anspruchnehmen;
selbstwenn diesemgewillfahrtwürde, so wäre dochim
GanzenNichts gewonnen.Hier ist aber dieSache Aller
und die des Einzelnen wesentlicheinerlei und unzer-
trennbar, weil in dem allgemeinenLandesbedürfnißerst
das Bedürfniß der einzelnenGemeindeseine Begrün-
dung hat. Wo also die WünscheAller wie in ihrem
Brennpunktezusammentreffen,dafür sichbeimallverehr-
ten Landesvaterzu verwenden,ist einer jeden Stadt
Beruf und Pflicht. Die Besorgnißaber, daß dem Ge¬
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suchenicht möchtegewillfahrt, oder es wol gar miß-
fallig am allerhöchstenOrte möchteaufgenommenwer-
den, wäre leer, nichtig und eine vorwurfsvolleKlein-
gläubigkeit. Meyenburgs hohe Fürsten liebenihre Un-
terthanen jedes Standes wahrlichalso mit gleicher
Sorge, daß sie ein ungleiches Verhältniß dersel-
den, welcheszu Aller Schaden nur zu lange bestanden
hat, nicht länger in ihrer hohen Gerechtigkeitanerken-
nen werden.

Der minder Glaubige möchteaber versuchtsein
zu argwöhnen, Meyenburgs Adelstand werde dem
selbständigenAuftretendes Bürger- und Bauernstandes
in einer Standeversammlunghart widerstreiten.Wenn
auch der Adelstand großen Theils und zunächstdie
Ritterschaft bildet, hiernachalso, und seinerganzen
Stellung nach, in seinemEinfluß auf das Ganze vor
den übrigenStänden unverhältnißmäßigim Vorsprung,
so kann dochaller Argwohn im Boraus für falscher-
klart werden. Ihm muß es, bei seinemhohen Stand-
punkte zur Erkenntniß der Landesverhältnisseund bei
seinerBildung, am Allerwenigstenunbekanntsein, daß
wenn ein Glied der Gemeinschaftleidet, alle Glieder
leidenmüssen, daß des LandesWohl aber auch seines
Standes Wohl ist. Ja, es ließe sich wol erwarten,
daß wenn Vernunft und unbefangeneBilligkeitdieBe-
gründung des allgemeinenWohls in der Herstellung
des natürlichenGleichgewichtsder Stände erkennt, der
Adel selbst die Bemühungen der Bürger und Bauern
um ständischeAnerkennungim Staate kräftig durch
freiwilligeVorstellungenbei der höchstenBehörde un-
terstützte. War es in Schleswig-Holsteindoch sogar
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die Ritterschaftallein, welchenie müde wurde bis
auf diesenTag, die Ansprücheder dortigenStadt- und
Landgemeindenzu gleicherVertretung auf dem Land-
tage zu verfechten! Was sie, wie alle verwandte
und nicht verwandteNachbarvölker,deren Staatsvoll-
kommenheit,allerKundenach,mindestens nichtzurück
ist hinter Meyenburgs, für das kraftigsteMittel zur
Förderung der allgemeinenWohlfahrt hielten, diesem
wird auch der meklenburgifcheAdel wahrlichnicht über
sich gewinnen, entgegen zu arbeiten. Er wird
sicherinnern,wie Vieles in Braunschweig,Sachsenund
andern deutschenLandern durch den Einfluß seines
Standes zum Besserngekehrtworden ist. AuchMek-
lenburg wird nicht länger stille stehen in einer Zeit,
wo selbstsolcheNachbarstaaten, welcheWillkühr ganz
zertretenhatte, durch landstandischeVerfassungzumLe-
ben erwachten,und nun voranzugehenstrebenin rechten
Bemühungenum das Gemeinwohl.

Die Städte eines Landes sind überall diejenigen
Gliederungendes Ganzen, welcheam Meisten in sich
ein treues Bild des Staates im Kleinendarstellenkön-
nen. Sowol das geschlosseneZusammenlebenvieler
Menschenin den Städten, als die Eigenthümlichkeit,
daß in ihnen hauptsächlich der Sitz der Gewerbe,
des Handels, der Künsteund aller Bildung überhaupt
ist und bleibenwird, gibt den Städten ein selbständi-
ges Wesen, dessenverständigeAnerkennungselbstsolche
Staaten, in denennochdurchauskeinefreieVertretung
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der Staatsbürger ist (wie in Preußen), dahin geführt
hat, ihnen eine besondereVerfassungoder Städteord-
nung zuzugestehn,in derenGrenzensie ihre eignenbür-
gerlichenVerhaltnisseselbständigunterObhut derStaats-
regierungverwaltenmöchten.In einemahnlichenMa-
ße gilt aber das Gesagteauch von allen größernOrt-
schaftenund Dorfgemeinden,da zumal ihre heutige
Bedeutung, im Vergleichzu deneigentlichenStädten,
eine ganz andre als im Mittelalter ist, seitdemauf
diesenicht mehr ausschließlich Gewerbeund Handel
durchPrivilegien beschränktsind. Darum ist auch auf
sie mit Recht eine selbständigeGemeindeordnungüber-
all ausgedehntworden, wo sie in neuernZeitenden
Städten gegebenwurde. Es leuchtetvon selberein,
daß durchdieseSelbständigkeitderGemeinden,in derWer-
waltung ihrer besondernAngelegenheiten,die Sorge des
Staates, alle Bedürfnisseund rechtlicheBegehren,auch
der Geringsten,sowolganzerKlassenals Einzelner,zu
erkennenund zu befriedigen,außerordentlichgefördert
werdenmuß, wenn anders jeneGemeindeordnungzweck-
mäßig verfaßt ist.

Aber nicht allein, weil solcheselbständigeGemein-
deversassungdie Fürsorge der Staatsregierung unter-
stützt und an ihrem Orte gewissermaßenersetzt, ist
die Meinung von dem Nutzenderselbenallgemein,vor-
züglichauch in repräsentativenStaaten, angenommen,
sondernweil man darin auch ein nothwendiges
Mittel der Bildung aller Staatsbürger für
den Zweck der Landesvertretung erkannt hat.

Aus diesemGrunde schien,als im innigstenZu-
sammenhangemit unsrer Hauptabsicht, das Bedürfniß
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einer bessernStandeversammlungfür Meklenburgdar-
zulegen, hier erforderlich,über eine zweckmäßige
Stadteverfassung das Nöthige zu sagen.

Die standischenVertreter Meyenburgs für den
Bürgerstand würden natürlich von den Städten, für
den Bauernstandvon den Landgemeinden,also zunächst
von den Dorfschaften,zu wählen sein. Dies macht
Wahlgemeinden für die Bürger wie für die Bauern
unumgänglichnothwendig. Es ist nicht davon zu re-
den, wie das so nothwendigeGefühl der Standesge-
meinschasterhöht und belebtwird, wenn diesenichtal-
lein in der Wahlhandlungsichzeigt, sondernauch eine
innere Einrichtungals beständigeVerfassunghat; aber
das ist hervorzuheben,daß die bürgerlichen und
bäuerlichen Gemeinden nur durch das Leben
in solchen selbständigen Gemeindeverfassun-
gen ihre Standesbedürfnisse herausstellen,
kennen lernen und entwickeln werden, daß
sie dieselben also auch nur dann durch ihre
Vertreter auf dem allgemeinen Landtage vor-
stellen und die entsprechende Hülfe nachsu-
chen können, daß sie überhaupt nur dann im
Stande sein werden, sichangemessene, tüchtige
Vertreter und Worthalter in die Standever-
sammlung zu erwählen.

Also nicht bloß, weil die größerenOrtsgemeinden
eines Landesschonan sich ein selbständiggeschlossenes
Ganzes ausmachen,scheinteine selbständigeVerfassung
für sie zweckmäßigzu sein; auch nicht bloß, weil da-
durchdie von derStaatsregierung getroffenenallgemei-
nen Verfügungenleichtden kleinstenund einzelnstenLo¬



29

kalverhältnissenangepaßt werden können; sondernvor-
züglichist eine selbständigeVerfassungfür städtische
und ländlicheGemeindenzum Zweckeiner verbesserten
Ständevertretungdurchauserforderlich.

Obigen Zweckwird aber die Verfassungder Ge-
meindennur in dem Grade erreichenkönnen, als sie
ebenmäßig nach dem Wesen der Staatsversas-
sung gebildetist, also indem sie, gleichwie diese, in
ihren höchstenOrganen (Magistrat und Ausschuß)eine
freie und wahrhafte Vertretung der Gemeindeglieder
darstellt. Desto mehr wird sie dann auch in ihrem
KreisedenselbenGemeinsinn,dieselbeBürgertugendund
überhauptdieselbenmateriellenVortheileerzeugen,wie
die Staatsverfassungim Großen, und im Allgemeinen
wird sie den Staat auf einenfestenBoden guter Sitte
gründen,wo das GesetzeinenSchirm hat in der Sitte
derer, die ihm unterthan sein sollen — eine Sorge,
die unter dem Gewaltschrittunsers Jahrhunderts wol
endlicherwachenmuß!

Vergleichenwir nun denZustandMeyenburgs in
diesemBetracht, so finden wir auch hier, wie in allen
Ländern, wo das Mittelalter so weit nochnicht aus-
gestorbenist, eine Art Gemeindeverfassung,aber freilich
nur einen Schatten der ehemaligen,ein wahrhaft ver-
modertesGebäu, in welchemWillkühr, Gunst, Bevor-
theilung, Wuchereiund allerleibürgerlicheUntugendsich
bequemeinnistenund häufen kann. Da in den Zei-
ten, aus denendieseGemeindeverfassungherrührt, nur
in den Städten freieLeutewaren, auf demLandeaber
nochLeibeigene,welchealso keineselbständigeVerfas-
sung haben konnten,so ist es dabei auch auf den Heu¬



30

tigen Tag verblieben,daß die landlichenOrtschaften,
obwol nunmehrvon freienBauern bewohnt,dochkeine
selbständigeGemeindeordnungerhalten haben. Für
diesemuß sie also allerdings erst von Grund aus er-
richtetwerden,nach Ähnlichkeiteiner erneuertenStäd-
teversassung*). WennauchdiemeklenburgischenStädte,
die aus Gründen frühererFreiheitsichselbstihrenBür-
germeisterwählen, und diejenigen,denener vom Lan-
desHerrngesetztwird, in ihrer städtischenVerfassung

sichEinigesunterscheiden,so haben sie dochein Haupt-
gebrechengemein,welchesdie ganzeVerfassungnichtig
macht, darin nämlich, daß die Gliederdes Magistrats
ihr Amt lebenslänglich verwalten, und nicht mehr,
wie früher, frei von denBürgern gewählt werden,son-
dem sich selbst nach eigenemGefallendurchneueMit-
glieder für die abgegangenenerganzen dürfen. Es
weißJeder, und ist sehr natürlich,wie wenig auf diese
Weise Magistratsmitgliedernach der Bürger Wunsch
und Bedürfniß aufgenommenwerden, und wie sehr
durchVettergunstder Magistrat eineFamiliensippschaft
der Reichengewordenist, nicht um die Stadtämter zu
versorgen,sondern um durch die Aemter versorgt zu
werden. Es ist auch bekannt, wie das keinenUnter-

-<-)Natürlich, so weit die eigenthümlicheVerschiedenheitzwischen
Stadt und Land dies gestattet. Der Umstand,daß die Landge¬
meindenmeistkeingemeinsamesEigenthnmhaben, ist bei vielen
preußischenStädten undDörfern allgemein,ohnedieEinführung
der Städteordnung zu hindern. Daß ferner in Mekleuburglei-
der nochalle Gewerbthätigkeitdes Landes in die Städte einge-
schlössenist, vermögedes Zunftzwangs, wird wol nie Vorwand
seinsollen,den Landleutenihr Recht einer selbständigenGemein-
deordnungstreitigzu machen.
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schiedmacht, daß in den meistenStädten dieseMagi-
gistratswahlendurchBestätigungder neuenGliedervon
der Landesregierunggenehmigtwerdenmüssen. Wenn
nun gar der Magistrat, außer seinenübrigenAmtsver-
richtungen,die unumschränkte Verwaltung des
städtischen Eigenthums hat, so muß die Ersah-
rung sehr erklärlichsein, daß das Gemeindevermögen
nirgends gut berathen ist. — Außer dem Magistrat
bestehenferner in den meistenStädten einigeViertels-
meisternebsteinemBürgersprecher,auf gewisseZeit er-
nannt in der ursprünglichenAbsicht, um die Bürger-
rechtedurchEinsichtin dieVerwaltung wahrzunehmen,

ganz in der Weise wie der Bürgerausschußin den

übrigen Städten. Allein auch hier ist durchgängig

nichts weniger als die beabsichtigtewahre Vertretung
der Bürger zu finden, denn die Biertelsmeisterwerden

völlig unter dem Einflüssedes Magistrats durchdessen
Vorschlagbestimmt,und ebenso erganzensichdie Bür-
gerausschüsseaus sich selbst, durchgleicheMitwirkung
der Magistrate. Demnachsind die stadtischenAemter

zuletztalle in die unbedingteAbhängigkeitdes oben
beschriebenenMagistrates gebracht, und an eine freie
Vertretung der Bürgerschaftund Wahrnehmung ihrer
Rechte gar nicht zu denken. Die unglücklicheBestel-

lung der bürgerlichenVerhältnisseund die traurigen
Wirkungen, die sie hat und nothwendighaben muß,

sind hier weiter nicht zu erörtern; nur das ist zu sa-

gen, daß eine solcheStädteverfassungganz und gar

eine neuereStandeversammlungin Nichts unterstützen

und begründenkann, und zu diesemBeHufenothwen-
dig wieder zu ihrer frühern Reinigkeit und wahren
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Bedeutungumgestaltetwerdenmuß, nach heutigemBe¬
dürfnis

Um aber nun alle Städte Meyenburgs zu be¬
freien von den bekannten und anerkanntenGründen
der Störung ihrer selbständigenEntwickelungim In-
nern, und desgleichenden Landgemeindendie Möglich-
keit einer freien, selbständigenEntwickelungzu sichern,
wodurchallein die wahren Standesbedürfnissezur Er-
kenntnißund demnächstzur Vertretung auf demLand-
tage kommenkönnen, so treten für eine künftigeGe-
meindeordnungals die wesentlichstenGrundsätzediese
hervor, daß nämlichdie Gemeinde (durchden Aus-
schuß) ihren Vorstand oder Magistrat selber
frei erwähle, und solche Magistratswahlen
nach Ablauf eines nicht allzu kurzen Zeit-
raums, längstens aber von einem Iahrze-
hend zum andern, periodisch erneuere; ferner,
daß die Gemeinde, d. h. Alle, welche das Bür-
gerrecht darin haben, sei es nach Innungen
und Korporationen, oder nach Quartieren (be-
sondersauf dem Lande)ihre Vertreter zum Aus-
schuß wähle, und auch diese Wahl in gewis-
sen Zeiträumen wiederhole. Und wenn es Wahr-
heit ist, daß den einzelnenBehördenund Gewaltenin
der bürgerlichenGesellschaftüberhaupt ein streng ge-
schiedenerWirkungskreisangewiesensein muß, um ih-
ren Mißbrauchund heilloseVerwickelungenzu vermei-
den, so dient es sehr zur Ungehindertheitder Entwi-
ckelung,wenn die stadtischeGesetzgebungeben so sehr
von der Verwaltung des Gemeindevermögens,als von
der richterlichenGewalt getrennt ist, so daß die Ver-
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waltung des Vermögenszunächstzu Händen des Bür-
gerausschusseskommenmüßte. Aber sowol dieses,als
die Grenzen der verschiedenenBehörden in ihrem ge-
genseitigenEinfluß zu bestimmen,überschreitetunsere
nächsteAbsicht, die Nothwendigkeiteiner selbständigen
Gemeindeordnungund einer in derselbendurch wahre
Vertretung aller Glieder zu bezweckendenbürgerlichen
Freiheit darzuthun.

Es drängt sichnunmehr die Frage auf, in wel-
chem Wege denn das Bedürfniß einer zeitge-
maßeren Gemeindeverfassung für Stadt- und
Landgemeinden zu bewerkstelligen sei? Der-
gleichenStädte, welcheaus eigenerFreiheit das Heu-
tige Mißverhältniß zwischenMagistrat und Bürger-
schaftdurchfriedlichenVergleichBeider ausbessernkönn-
ten, hat Meyenburg, außer Wismar und Rostock,nicht
mehr. Wenn nun einzelneGemeindenfür sichan die
allerhöchsteLandesregierungdarum ein Ansuchenrich-
teten, so würde es schwierigsein, dem Einzelnendies
zu befriedigen, und auch dadurch wäre dem Ganzen
noch nichts geholfen. Da aber zugleichmit der gesetz-
lichen Anerkennungdes Bürger- und Bauernstandes,
d. h. seinesRechtes zur ständischenVertretung auf dem
Landtage, also zugleichmit dem Eintritt einer neuen
Standeversammlung, nothwendigdas Bedürfniß einer
selbständigenGemeindeordnungfür Bürger- und Bauern-
stand (wie aus demVorigen klar ist) alsbald sichdar-
stellenwürde, um den Zweckder Standevertretungzu
erreichen,so wird man mit Zuverlässigkeitvon ei-
nem neuen Landtage, aber auch nur von die-

3
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fem, dasHeileinerneuenGemeindeordnungfür das
ganze Land getrost erwarten können.

Inwiefern zunächstdie betreffendenStände dazu
thun könnten,ihre Gleichstellungmit den übrigenStan-
den zu einem allgemeinenLandtage zu erlangen, als
das Höchste, was dem meklenburgischenLande Roth
sei, das ist im erstenAbschnittgezeigtworden, und
zwar können sie es so, daß einzelne Städte im
Namen des ganzen Bürger- und Bauernstan-
des deren Ansprüchein gehörigbegründeterBitte vor
den allerdurchlauchtigstenLandesherrenbringen; — das
Bedürfniß einer neuenGemeindeordnung,welchesallein
befriedigtwerdenkann in einemallgemeinenLandtage,
mahnt aufs Eindringlichste,zu dessenHerbeiführung
den Eifer zu verdoppeln.

Den Städten also zuerst geziemtes hier, ihrer
Stellung nach, des LandesRoth und Bedürfnißaus-
zusprechen;aber sie werden— wir dürfen es hoffei,
— nicht verlassenwerden. Eine gebildeteEinsicht in
die Verhältnisse, und viel edler Gemeinsinnbei der
Ritterschaft verbürgt deren unbefangeneAnerkennung,
und vor Allemwachet noch die fürsorgendeLiebe un-
srer Landesherren.—

Meklenburgoffenbart in allen seinenVerhältnis-
sen, daß seineHauptformenim Widerstreitestehenmit
dem Leben,weil sie stehen bliebenwie vor Zahrhun-
derten, während das Lebenanders gewordenist in fort-
gehenderEntwickelung,und weil sie sich abgeschlossen
gegen dieses Leben. Die Schuld dieser Abschließung
vom Leben und der daherigenVeraltung trifft nicht
zunächstdie Gegenwart, aber sie würde sie treffen,
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wenn dieAbgeschlossenheitund der Widerstreitmit dem
Lebennoch längerfortwährensollten,bis sie die Span-
nungen und tausendfältigenHindernissedes Lebensviel¬
leicht zur gewaltsamenRoth steigerten. Noch immer
steht die meklenburgischeLandtagsverfassungabgeschlos-
sen gegenzwei hauptsächlicheStände des Landes, und
in der ausgeartetenStädteverfassunghält noch immer
der Magistrat sichabgelöst von der Bürgerschaft:beide
Anstalten sind in dieser Abschließung nochUeber-
restedes Mittelalters, und müssenumgestaltetwerden,
wenn sie mit ihren Trümmern dem jetzigen Leben
nicht allen Raum beengenund beschränkensollen. Aber
ist das nicht Umsturz des Bestehenden? —
Diese Reste, nochehrwürdig, so ungestalt und unge-
fügesie in der Gegenwartauchdastehen,habenin ihrem
Kern ein kostbaresVermächtnißder Borzeit bis auf
unsereTage bewahrt. So lange überhaupt nur noch
ein Landtag besteht und eine selbständigeStädtever-
fassung, besteht auch wenigstens noch ein
Recht der Bürgerfmheit in den Städten, und der
Staatsbürgerfreiheit in der Ständeversammlung; wir
besitzenes nochals eine geschichtliche Thatsache,
als welchees in andern Ländern verloren ging, und
durchstürmischeUnruhen wiedergeborenwerdenmußte.
Wer möchtenun derWahnsinnigesein, das Bestehende
umzustürzen? Dagegen hat aber auch nochNiemand
das natürliche Recht, ja die Notwendigkeit
geläugnet,Veraltung und Fehler, je größer desto
eher, an dem Bestehenden zu verbessern, und
es gleichartig (organisch)fortzubilden nach zeit-
lichen Bedürfnissen. DieseWahrheit, dienicht ge¬
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laugnet werdenkann, ist durchdie Herrschaststarrer
Vorurtheile und verstockterSelbstsuchtnur zu lange
verlaugnet worden, auch in unsrer Geschichte;und
wenn die Folgen dieserVerläugnung, alles Ungemach
der Gegenwart, uns nicht fort und fort immer mehr
strafen sollen, so wird es dochendlichheuteZeit sein,
zu der Wahrheit umzukehren, und dem natürlichen
Rechte seineAnerkennungzu geben. Nur dann kann
die Wiederbelebungder hingesunkenenBlüthe unserer
Städte, nur dann die Erweckungdes ganzen Landes
zu einer bessernZukunft gehofftwerden. Wo er aber
sei, der brave Mann, welchersein Vaterland lieb hat,
der sehezu, was er vermöge, seinesTheils zum Ziele
mitzuschaffen,denn heute ist nichtZeit, Wort und That
zu sparen.
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Es ist mir schwer, einigeBemerkungenaus meiner
unmittelbarenErfahrung zu unterdrücken,über einen
Gegenstandder allgemeinstenBeschwerde,welchermehr
als Alles einen Beweis geben kann von der Veral-
tung der Formen in Meklenburg,der auch seine ent-
sprechendeHülfe erst von einer allgemeinenVerjüngung
des Staatslebens, hauptsachlichdurcheinenneuenLand-
tag hoffendarf, und weil in dieserHinsichtdieseBe-
merkungen,wenn sie auch nicht direktzur Hauptsache
der vorliegendenSchrift gehören,dochauf dieselbe,als
ein einzelnesBeispiel, einiges Lichtwerfenkönnen, so
mögen sie hier anhangsweiseeine Stelle finden.

Der Gegenstandbetrifftdas meklenburgischeRechts-
wesenund Rechtsverfahren,und die Notwendigkeit ei¬
ner allgemeinenLäuterungdesselben.

Es sind die Rechts- und Prozeßquellen Haupt-
sachlich,welcheeiner Reinigung, Festsetzungund Ver¬
vollständigungbedürfen. Manche alte Quelle, welche
ihrer Zeit genügte,reichtjetztnicht aus, mancherBrun-
nen ist fast eingesunkenin den Jahrhunderten. Ein
Blick auf Meyenburgs alte Kanzlei-, Polizei-,
Land- und Hofgerichtsordnungen, oder auf die,
bei den Gerichtender Stadt Wismar theilweisenoch
gültige, Königlich Schwedische Tribunalsord-
nung und andre altväterlicheOrdnungenüberzeugt,daß
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sie in ihrem Gewände, Inhalte und Gehalte unfern
Tagen nichtentsprechen,so volle Werthschatzungman
ihnen auch, von dem Standpunkte ihrer Zeit sie wür-
digend,widerfahrenlassenmag. Nicht-Rechtsgelehrtewür¬
den schonaus ihrer Sprache den nicht falschenSchluß
ziehen, daß dieseOrdnungen sichüber- und ausgelebt
haben. Es laugnetauchkeinRechtskundiger,daß Mek-
lenburgs Rechts- und Prozeßquellenstockenund trübe
fließen. Das altrömische oder justinianischeund das
römisch-papstliche oder kanonischeRechtsbuch,als
letzte Roth- und Hülfsquellen, wenn andere Quellen
nicht ausreichen, sind als Richtschnurder Gerichte, so
wie sievorliegen,nichtnur unbehülflich(wennder Rich-
ter nämlich, wie er soll, unmittelbaraus der Quelle,
und nicht aus dem fremdenSchöpfeimerder Kompen-
dien und dergleichenschöpfenwill), sondernselbstauch
gefährlichfür das Rechtsleben, weil den Advokaten,
deren Zahl in Meklenburg groß ist, ein je freierer
Spielraum sichöffnet,je mehr der Rechtsquellvermoo-

set. — Die deutschen Reichsgesetze, welchegleich-
falls nocheinegemeinrechtlicheGrundlagefür denRechts-
zustandMeyenburgs behauptenwollen, haben in un-
fern Tagen ihre Lebensgeisterzum Theil aufgegeben,
und der Kaiser Karl V. steht wol nochda als peinli¬
cherHalsrichter, nur kann er nirgend mehr, wie zu
seiner Zeit, an Haut und Haar oder an Hals und
Hand kommen.Der Mangel einesallgemeinenStraf-
gesetzbuchs, im Geisteder neuernZeit, ist drückend

fühlbar für Meklenburg. Wo die Begriffe der Ver-
brechennichtgesetzlichfeststehen,muß man sie von den
Rechtslehrernentnehmen,somit aus schwankenderWill-
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kühr. Anstatt daß überall die Strafen eben so gesetz-
lich feststehensollen, werdensie häufig arbiträr, vom
Ermessendes Richters abhängig. Ueberallim Recht,
wo die Gesetzgebungstumm oder veraltet ist, muß sich
die Rechtsprudenzan der Gesetzgebungvergreifen. Es
bildet sichPraxis, mehr oder wenigerentschieden,und
auf Autoritäten ist häufigeBerufung.— Viele Rechts¬
bücherund alteOrdnungen,zumZehntelnochbrauchbar,
habenwir wol, aber keinGesetzbuch und Prozeßge-
setz im Bedürfniß des Jahrhunderts, kein allgemeines
Landrecht. Der Soldatenstandin Meklenburghat fein
eigenesGesetzbuchempfangenin der neuernZeit, und für
die akademischeBürgerschaftsind Gesetzegegeben. Für
einzelneArten der Gerichtesind neuere, besonderePro¬
zeßordnungenvorhanden,zum Theil nur als Interims-
ordnung bezeichnet,also wol nichtbestimmt,zur Säku-
larfeier des Daseins zu reifen, zum Theil für neu-
gebildete höhereRechtsbehörden,zumTheil für um-
geschaffene Gerichte, deren Abschaffungwünschens-
werther gewesen— nämlich für die sogenanntenPa-
trimonialgerichte, welcheinsbesonderezum Druck
eines großenTheils der Landbewohnerzu rechnensind,
und im jetzigenStaatsleben nirgendsmehrPlatz finden
sollten,auchin Deutschland,zumgutenZeichendesJahr-
Hunderts,längstanfangenzuverschwinden.— Das lan¬
desherrliche Konstitutionen recht, welchesfortfährt
zu wachsen,ist ungeregeltund ohne innern Zusammen-
hang. Es fehlt nicht an Gesetzsammlungen,
und, von denVorgängernaufgehäuft,ist überreichli-
cher Stoff vorhanden. Die Zeit drängt nun zur
endlichen Verarbeitung der Masse in ein mög¬
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lichst einfaches, ganz und allein gültiges Gan-
zes, damit das Recht wiedereinigermaßenfaßlichund
handhablichwerde, damit das Vertrauen des Staats-
bürgers zur Rechtspflegewiederkehreund das theure
Recht sammt dem ganzenIuristenstandeendlicherlöst
werdevom Verrüfe. Man darf nur erinnernan das
konstitutionsmäßige Verfahren zur Abwen-
dung der Konkurse, oderan denGang des Kon-
kursprozefses überhaupt, so wie an die zweifel-
volle Frage nach den Rechtsmitteln, und der
meklenburgifcheRechtsgelehrtewird die strengstenKla-
gen der Zeit über den Zustand des Rechtswesensin
Meyenburg nicht grundlos entstandenheißen. Je lern-
ger das Geschäftder allgemeinenLäuterung aufgescho-
ben wird, destoschwierigermuß es werden. Ware die
Gegenwartnicht geneigter,auf die Roth des Landeszu
achten, als die Vergangenheit, so würden alle Worte
über den RechtszustandMeyenburgs verlorensein. In
der Vergangenheitward schonlängst mit Einsichtund
Umsichtangeregt, was des Landes Bedürfniß sei im
Rechtswesen,nun aber ist dieAussichteinebessere,und
die frühern Winke der Einsichtigenwerden nicht ver-
achtetsein. — Das sogenanntestatutarische Recht
in den Städten, aus der Vorzeit stammend, will we-
nigstenshin und wiedererläutert, wo nicht durch-
weg in das Gewand einer den Neuern verständliche-
ren Sprache gekleidetsein. Sein Alterthum erschwert
dem Bürger das Verständniß, dem es dochin Fra-
gen des alltäglichen,bürgerlichenRechtes als nächste
Richtschnurdienensoll. Sein Stadtrecht, wo es nicht
zur Seltenheit geworden,und bloß nochin den Hän¬
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den der RechtskundigenvomFacheist, machtsein Eins
und Alles vom Rechteaus, und solltefür ihn um so
verstandlichergefaßtsein,als dieentfernterenRechtsquel-
len ihm ganzlichunzugänglichsein und bleibenwerden.
Wo lübisches Stadtrecht Eingang gefunden,hört
man auch unter Juristen die Klage über Unklarheit
und Unsicherheitin der Anwendung. Gewohnheits-
rechte, welcheals Herkommenin bauerlichenVer-
Haltnissenhäufig ein ungeschriebenesRecht im eigentli-
chenSinne ausmachen,bedürfen,als echtvolkstümliche
Rechtsquelle,nicht sowol der Nachhülfeund Läuterung
durch die Gesetzgebung,weil sie sich, ohne deren Ab-
und Zuthun, im Volkslebenselbstzeitgemäßlebendig
fortbilden, als vielmehr der fortdauerndenBeachtung
durchdie örtlichenRechtsbehörden,damit im vorkom-
MendenWiderstreitedie richterlicheEntscheidungüber
ihr rechtsbeständigesDasein minder schwierigund un-
sicher, mithin der Beweis derselbenerleichtertwerde.
Sobald indessenein Staat auf der Stufe steht, die
BestimmungengestimmterRechtsverhältnissezu einem
geordnetenGanzen abzuschließen,oder in ein allgemei-
nes Landrechtzusammenzufassen,zugleichaberauchnächst-
dem nicht verfehlt, fortwährend aufzumerkenauf die
jederzeitigenVeränderungenim Rechtslebendes Vol-
kes, um der künftig etwa nothwendigenUmgestaltung
irgend eines Rechtstheilesoder des Ganzen die Haupt-
merkpunktezu sichern,— alsdann mag es sichgeziemen,
auch die Rechtsgewohnheitenzu einem Bestandtheile
des geschriebenenRechtesumzuwandeln,ohne daß man
fürchten dürste, einen Untergang der volkstümlichen
Fortbildung der Rechtsverhältnisseherbeizuführen.
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Die großeZahl von Gerichtsständen der Eri-
mirten (privilegirtenGerichtsständen)in Meklenburg
dient bei der an sich HochtheuernRechtspflegesehr
dazu, dem Rechtsuchendensein Suchen zu erschweren
und eigentlichweitläufigzu machen. Es ist oft nicht
leicht, seinen Mann auf den ersten Griff zu finden,
weil er den ordentlichenGerichtenzu weit entrücktist.
So liegt in diesenPrivilegienviel Anlaß zu Verwir-
rung, und sie gehören,so wie sie sind, mit zu dem
allgemeinenDruck.

Mit der Bestätigung der allgemeinenBeschwerde
über Theuerung des Rechts in Meklenburgschließt
also diesekleineReihe von Bemerkungen. Sie woll-
ten, ihrer Absichtnach, nichts wenigerals maßgeblich
sein, um weder der tiefern und weiternEinsichtVieler,
nochder Gefammteinsichtderer vorzugreifen,denender
Staat das schwere, aber notwendige Geschäft der
Aufführungeines neuenRechtsbauesanvertrauenwird.
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